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Geld her bei Scheidung?
Nach der Hochzeit geht es auf dem Betrieb endlich wieder vorwärts. Die junge 
Ehefrau packt auf dem Hof mit an und die Schwiegereltern geben dem Paar einen 
Zuschuss fürs neue Haus. Sind solche Leistungen im Scheidungsfall verloren?

W enn Beziehungen aus-
einandergehen, betri�   
das nicht nur die Le-

benspartner – sei es nun in ehelicher 
oder nicht ehelicher Lebensgemein-
scha� . Auch für das Verhältnis zwi-
schen den Schwiegereltern und dem 
Schwiegerkind bleibt das nicht ohne 
Folgen.

Häu� g sind im Vertrauen auf den 
Bestand einer Beziehung Leistun-
gen erbracht worden (zum Beispiel 
Mithilfe im Betrieb der Schwiegerel-
tern oder Überlassung eines Grund-
stücks zum Bau des Familienheims), 
die nunmehr nach dem Scheitern 
der Beziehung Ansprüche auslösen 
können. Deshalb sind sowohl im 
Falle einer Scheidung als auch einer 
Trennung bei einer nicht ehelichen 
Lebensgemeinscha�  solche Ansprü-
che mit in den Blick zu nehmen.

In der Praxis geht es dabei am häu-
� gsten um Zuwendungen, die von 
den Schwiegereltern an ein Schwie-
gerkind erbracht wurden. Für mög-
liche Ansprüche ist dabei die Art der 
Zuwendung entscheidend.

Geldschenkung an 
die Schwiegerkinder

Im Falle von Geldschenkungen 
durch die Schwiegereltern ist zu-
nächst zu klären, wer die Zuwendung 
erhalten hat. Erfolgte die Zu-
wendung beispielswei-
se auf ein Einzelkonto 
des Schwiegerkindes, 
so ist dieses (außer im 
Falle, dass dieses im 
Güterstand der Güter-
gemeinscha�  verhei-
ratet ist) alleiniger 
Begünstigter. An-
ders ist es, wenn 
die Überwei-
sung auf ein 
Gemein-
scha� s-
konto der 
Eheleu-
te erfolgte. 
Dann ist 
im Regel-
fall anzuneh-
men, dass die 
Zuwendung an 
beide Eheleu-
te zu gleichen 
Teilen erfolgen 
sollte. 

Etwas anderes 
kann dann gel-
ten, wenn nach 
dem erkennba-
ren Willen der 
Schwiegereltern 
die Zuwendung 

nur an einen der beiden Kontoinha-
ber erfolgen sollte. Beispiel hierfür 
ist eine Zahlung für einen bestimm-
ten Bedarf des Schwiegerkindes oder  
eine Zuwendung an das eigene Kind, 
wenn dessen Geschwister die gleiche 
Zuwendung erhalten haben. 

Liegt eine Schenkung an das 
Schwiegerkind vor, so kann eine 
Rückforderung der Schenkung we-
gen des sogenannten „Wegfalls der 
Geschä� sgrundlage“ in Betracht 
kommen. Dies setzt voraus, dass die 
Zuwendung mit der Vorstellung der 
Schwiegereltern erfolgte, dass die Be-
ziehung bzw. Ehe des Schwiegerkin-
des mit dem eigenen Kind Bestand 
haben würde. Bestand diese Vorstel-
lung bei der Schenkung nicht, weil 
man z. B. sich beim Schwiegerkind 
für eine besondere Leistung erkennt-
lich zeigen wollte, sind Ansprüche 
wegen Wegfalls der Geschä� sgrund-
lage nicht gegeben.

Wenn aber ein Wegfall der Ge-
schä� sgrundlage (endgültige Tren-
nung der Eheleute beispielsweise  
durch Auszug aus der gemeinsa-
men Wohnung) vorliegt, so kann 
ein Rückzahlungsanspruch von den 
Schwiegereltern gegen das Schwie-
gerkind geltend gemacht werden. Im 
Regelfall ist allerdings nicht der vol-
le Zuwendungsbetrag rückforderbar. 
Die Gerichte nehmen vielmehr eine 

Gesamtwürdigung unter Einbezie-
hung folgender Kriterien vor:

 ● Dauer der Ehe des Kin-
des mit dem Schwieger-
kind.
 ● Höhe der durch die Zu-

wendung bewirkten und 
noch vorhandenen Ver-
mögensmehrung.
 ● Einkommens- und Ver-

mögensverhältnisse des 
Schwiegerkindes und der 
Schwiegereltern.

Nicht zu berücksichtigen 
ist der Grund der Tren-
nung, insbesondere ha-
ben Eheverfehlungen 
des Schwiegerkin-
des keinen Ein� uss 
auf die Höhe des 
Rückforderungsan-
spruchs. So haben 

Gerichte zum Beispiel entschieden, 
dass nach 20 Jahren bestehender 
Ehe kein Rückforderungsanspruch 
mehr besteht, oder bei zehn-
jähriger Ehe nicht mehr als 50 % der 
Schenkung zurückerstattet werden 
muss. 

Stets gilt aber, dass nichts mehr zu-
rückzuzahlen ist, wenn von der Zu-
wendung wertmäßig nichts mehr 
vorhanden ist. Ist der geschenkte 
Betrag verbraucht worden und an 
dessen Stelle kein anderer Vermö-
genswert getreten, gehen die Schwie-
gereltern leer aus.

Schenkung von 
Grundstücken

Erfolgt die Zuwendung in Form ei-
ner Grundstücksübertragung, dann 
gelten dieselben Grundsätze wie bei 
einer Geldschenkung. Obwohl nor-
malerweise nur eine Geldzahlung 
verlangt werden kann, besteht hier 
die Möglichkeit, die Rückgabe des 
Grundstücks zu verlangen, wenn 
ein besonders schützenswertes Inte-
resse an der unmittelbaren Rückge-
währ besteht und es nicht zumutbar 
ist, dass das Schwiegerkind das Ei-
gentum behält. 

Dies ist zum Beispiel dann der Fall, 
wenn ein Teil des Hofstellengrund-
stücks abgegeben wurde und ein ge-
meinsames Wohnen in unmittelbarer 
Nähe nicht mehr zumutbar ist, oder 
wenn auf dem abgegebenen Grund-
stück ein Austragshaus errichtet wur-
de, dessen Nutzungszweck nun nicht 
mehr erreicht werden 
kann. Eine Rück-
gewähr muss al-
lerdings in der 
Regel nur ge-
gen Zahlung ei-
nes � nanziel-
len Ausgleichs 

erfolgen. 
Besonders 

bedeutsam sind hier die Fälle, in de-
nen der ganze Betrieb dem Schwie-
gerkind alleine oder zusammen mit 
dem eigenen Kind übertragen wurde. 

Beispiel:  Die Eltern haben den Be-
trieb ihrer Tochter und dem Schwie-
gersohn zu je häl� igem Miteigentum 
übertragen. Im Zeitpunkt der Über-
tragung hatte der Betrieb einen Wert 
von 600 000 €, sodass der häl� ige 
Schenkungsanteil an den Schwieger-
sohn 300 000 € betragen hat. Nimmt 
man eine zehnjährige Ehedauer an, 
so ist unter Billigkeitsgesichtspunk-
ten der Betrag auf die Häl� e zu redu-
zieren, sodass die Eltern vom Schwie-
gersohn 150 000 € verlangen könnten. 

Wenn man nun annimmt, dass im 
Zeitpunkt der Rückforderung der 
Betrieb einen Wert von nunmehr 
800 000 € hat, so muss bei einer Rück-
forderung des Betriebes ein weite-
rer Ausgleich erfolgen. Der Wertzu-
wachs des Betriebes wird wiederum 
häl� ig geteilt und auf den Rückfor-
derungsbetrag von 150 000 € aufge-
schlagen, sodass die Schwiegereltern 
vom Schwiegersohn die Rückübertra-
gung des häl� igen Miteigentumsan-
teils nur gegen Zahlung von 250 000  € 
verlangen können.

Ein solches Rückforderungsverlan-
gen hat natürlich auch Bedeutung für 
einen im Scheidungsfall unter den 
Eheleuten durchzuführenden Zuge-
winnausgleich. So ist der Rückforde-
rungsanspruch der Schwiegereltern 
beim Schwiegerkind sowohl beim 
Anfangs- wie auch beim Endvermö-
gen hinzuzusetzen.

Von Schwiegereltern 
geleistete Arbeit

Arbeitsleistungen der Schwiegerel-
tern, soweit sie über bloße Gefällig-
keiten hinausgehen, sind wie sonsti-
ge Zuwendungen zu behandeln. Auch 
hier haben die Schwiegereltern wegen 
des Wegfalls der Geschä� sgrundla-
ge einen Ausgleichsanspruch. Maß-

gebend für die Höhe des Anspruchs 
ist wiederum die Dauer der Ehe, 

die Art und der Umfang der er-
brachten Arbeitsleistungen, 
die daraus gescha� ene Vermö-
gensmehrung sowie die bei-

derseitigen Einkommens- und 
Vermögensverhältnisse. 

Unter keinen Umständen 
kann mehr verlangt werden 

als die ersparten Kosten 
für eine fremde Arbeits-
kra� . Auch hier gilt, 

dass kein Anspruch 
besteht, wenn keine 
Vermögensmehrung 
des Schwiegerkinds 
mehr vorhanden ist 
(zum Beispiel infol-
ge des Milchpreis-
verfalls ist es trotz 
der Mitarbeit der 
Schwiegereltern 

im Stall zu einer Ver-
mögensminderung 
gekommen). 

Häu� g sind auch 
die Fälle, in denen 

Eingeheiratet: Wer Geld in 
Immobilien der Schwiegereltern 
investiert hat, kann im 
Scheidungsfall Ausgleich fordern.
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zwar keine unmittelbare finanziel-
le Zuwendung erfolgt, aber dennoch 
das Schwiegerkind noch am Vermö-
gen der Schwiegereltern partizipiert. 
Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn 
die Schwiegereltern ihrem Sohn ge-
meinsam mit der Schwiegertoch-
ter eine Wohnung im Anwesen zur 
unentgeltlichen Nutzung überlassen 
haben.

Kostenfreie Wohnung 
für das Schwiegerkind

Kommt es zu einem Zerwürfnis 
der Eheleute, so kann es durchaus 
sein, dass der Sohn aus der Wohnung 
ausziehen muss, weil z. B. die Woh-
nung der Schwiegertochter durch das 
Familiengericht zur alleinigen Nut-
zung zugewiesen wird. Dies ist häu-
fig dann der Fall, wenn es zu Gewalt-
tätigkeiten gekommen ist oder wenn 
das Wohl eines gemeinsamen Kindes 
einem Auszug der Schwiegertochter 
entgegensteht. 

Bei der unentgeltlichen Über-
lassung einer Wohnung nimmt die 
Rechtsprechung ein Leihverhältnis 
an, das nicht so einfach gekündigt 
werden kann. Hier ist eine Abwä-
gung zwischen den wechselseitigen 
Interessen vorzunehmen, wobei ins-
besondere dann, wenn Kinder in 
der Wohnung verbleiben oder das 
Schwiegerkind erhebliche Investitio-
nen in die Wohnung getätigt hat, eine 
lange Räumungsfrist zu erwarten ist.

Sonstige Gründe für 
eine Rückforderung

Neben dem Gedanken des Wegfalls 
der Geschäftsgrundlage als Rückfor-
derungsgrund können im Einzel-
fall noch andere Rechtsgrundlagen 
bestehen. 

1Auflagen wurden 
nicht eingehalten

So kann z. B. eine Schenkung mit 
einer Auflage verbunden werden 
(Schenkung zum Erwerb eines neuen 
Traktors). Wird diese Auflage dann 
nicht erfüllt, kann der Schenker die 
Herausgabe des Geschenks verlan-
gen. Hieran ist auch zu denken, wenn 
Schenkungen der Schwiegereltern im 
Hinblick auf die Eheschließung erfol-
gen und sich diese dann zerschlägt. 

2Rückforderung wegen  
Verarmung des Schenkers

Ein Rückforderungsanspruch steht 
einem Schenker auch dann zu, wenn 
er nach der erfolgten Schenkung 
nicht mehr in der Lage ist, seinen 
angemessenen Unterhalt zu bestrei-
ten (Rückforderung wegen Verar-
mung). Dieser Anspruch hat insbe-
sondere dann praktische Bedeutung, 
wenn zum Beispiel der Hofüberge-
ber infolge Pflegebedürftigkeit etc. al-
lein aus den Austragsleistungen sei-
nen Unterhalt nicht mehr bestreiten 
kann. Dann leitet mitunter der Sozi-
alhilfeträger dieses Rückforderungs-
recht auf sich über und macht dies ge-
gen den Beschenkten geltend. Dieser 
kann allerdings die Rückforderung 
des Sozialhilfeträgers dadurch ab-

wenden, indem er einen zur Sicher-
stellung des Unterhalts notwendigen 
Betrag laufend bezahlt. 

Dieser Rückforderungsanspruch 
ist dann ausgeschlossen, wenn der 
Schenker seine Bedürftigkeit vor-
sätzlich oder grob fahrlässig herbei-
geführt hat oder wenn zwischen dem 
Zeitpunkt der Schenkung und dem 
Eintritt der Bedürftigkeit mehr als 
zehn Jahre verstrichen sind. Auch ist 
ein Rückforderungsanspruch dann 
nicht gegeben, wenn der Beschenk-
te selbst im Falle der Herausgabe des 
Geschenks seinen eigenen Unterhalt 
bzw. den Unterhaltsanspruch sei-
ner Angehörigen nicht mehr erfül-
len kann. 

3Rückforderung wegen  
groben Undanks

Schließlich ist auch gerade im 
Verhältnis der Schwiegereltern zu 
den Schwiegerkindern die Rück-
forderung wegen eines Widerrufs 
der Schenkung anzusprechen. Eine 
Schenkung kann widerrufen wer-
den, wenn sich der Beschenkte durch 
eine schwere Verfehlung gegen den 
Schenker oder einen nahen Angehö-
rigen des Schenkers groben Undanks 
schuldig gemacht hat. Die Formen 
des groben Undanks sind vielfältig. 
Sie reichen von körperlichen Miss-
handlungen über schwere Beleidi-
gungen bis zum Vorenthalten von 
begründeten Rechtsansprüchen. 

Stets ist erforderlich, dass das Ver-
halten des Beschenkten von einer ge-
wissen Schwere der Verfehlung sein 
muss und in einem erheblichen Maß 
die vom Schenker erwartete Dank-

Auch wenn Schwiegerkinder Zu-
wendungen an die Schwieger-

eltern vornehmen, können Rück-
forderungsansprüche unter dem 
rechtlichen Gesichtspunkt des Weg-
falls der Geschäftsgrundlage bei 
Scheitern der Ehe entstehen. Der 
praktisch häufigste Fall ist der, dass 
Schwiegerkinder während der Ehe 
auf dem Anwesen der Schwieger-
eltern umfangreiche Um- oder Aus-
bauten z. B. für eine Ehewohnung 
vornehmen oder ganze Häuser auf 
dem Grund der Schwiegereltern 
errichten. Im Falle des Scheiterns 
der Ehe kommen hier Ausgleichs-
ansprüche der Schwiegerkinder ge-
gen die Schwiegereltern nach berei-
cherungsrechtlichen Grundsätzen 
im Betracht. 

Ein solcher Ausgleichsanspruch 
z. B. für den Ausbau des Dachge-
schosses zu einer Ehewohnung oder 
für die Errichtung eines Hauses auf 
der Hofstelle ist zunächst begrenzt 
auf die noch vorhandene Bereiche-
rung der Schwiegereltern nach er-
folgter Trennung. Das heißt, es kann 
nicht der tatsächliche Aufwand für 
die Baumaßnahme verlangt werden, 
sondern nur ein Ausgleich für den 
Wert, den man zurücklässt. 

Allerdings besteht dieser An-
spruch so lange nicht, wie das z. B. 
neu errichtete Haus oder der Anbau 
noch von einem der Ehepartner ge-
nutzt wird. Zieht also der Schwieger-
sohn nach erfolgtem Aus- oder Um-
bau aus und verbleibt die Tochter 
in der neu errichteten Wohnung, so 
kann der Schwiegersohn zunächst 
keine Ansprüche geltend machen. 
Die Rechtsprechung begründet dies 
damit, dass durch die unentgeltli-
che Überlassung eines Grundstücks 
oder eines Teils einer Immobilie ein 
unbefristeter Nutzungsvertrag zwi-
schen den Schwiegereltern und den 
Eheleuten zustande gekommen ist. 
Durch den Auszug des Schwieger-
kindes ist das Vertragsverhältnis 
nicht beendet worden, sondern be-
steht weiter fort, bis die Nutzung 
des Hausgrundstückes gänzlich 
aufgegeben wird. Da die Rechts-
grundlage für das Nutzungsverhält-
nis nicht entfallen ist, hat hier also 
das Schwiegerkind für seine finan-
ziellen Aufwendungen und Arbeits-
leistungen zum Bau des Hauses 
oder Ausbau der Wohnung keiner-
lei Ersatzansprüche. 

Aber auch dann, wenn keiner 
der Eheleute mehr in der Wohnung 

lebt, führt dies nicht dazu, dass die 
Schwiegereltern einen Ausgleich in 
Höhe des geschaffenen Mehrwerts 
zahlen müssten. Mitunter wären die 
Schwiegereltern auch wirtschaftlich 
gar nicht in der Lage, dies zu leis-
ten, wenn z. B. die nun getrennten 
Eheleute ein Haus auf der Hofstel-
le errichtet haben. Die Rechtspre-
chung billigt deshalb den Schwie-
gereltern zu, dass sie nur die Miete, 
die sie durch eine Vermietung des 
Hauses erzielen oder erzielen könn-
ten, an das die Immobilie finanzie-
rende Schwiegerkind weiterleiten 
müssen. 

Wenn nur ein Ausbau erfolgte, 
ist nur die Differenz zwischen dem 
Mietwert der Räume vor der Inves-
tition und dem Mietwert nach dem 
Ausbau abzugeben. Nur wenn die 
vom Schwiegerkind errichtete Im-
mobilie veräußert wird, muss Wert- 
ersatz in voller Höhe geleistet 
werden.

Wichtig: Die aufgezeigten An-
sprüche bestehen auch in nahe-
zu gleicher Weise, wenn keine 
Ehe, sondern nur eine nicht eheli-
che Lebensgemeinschaft zwischen 
dem Kind und dem Schwiegerkind 
bestand.

Was gilt bei Zuwendungen an die Schwiegereltern?

barkeit vermissen lässt. In beson-
deren Fällen können auch eheliche 
oder ehebedingte Verfehlungen gro-
ben Undank des von den Eltern des 
anderen Ehegatten beschenkten Ehe-
gatten zum Ausdruck bringen. Ein 
solcher Widerruf wegen groben Un-
danks ist allerdings nur innerhalb ei-
nes Jahres nach Kenntniserlangung 
des Widerrufsgrunds möglich.

Schenkung nur mit 
eindeutiger Regelung

Halten wir fest: Auch im Verhältnis 
Schwiegereltern zu Schwiegerkind 
und umgekehrt sollte man sich stets 

des Risikos eines Scheiterns der Ehe 
oder der Beziehung bewusst sein. Es 
ist deshalb sinnvoll, vor einer Zuwen-
dung Regelungen zu treffen, wie im 
Falle einer Trennung ein Ausgleich 
erfolgen soll.

So ist es allemal besser, Geldleis-
tungen als Darlehen zu erbringen, auf 
dessen Rückzahlung man gegebenen-
falls vertraglich vereinbart verzich-
tet, wenn die Ehe über einen gewis-
sen Zeitraum Bestand hat. Wer auf 
fremdem Grund und Boden für die 
Schwiegereltern Leistungen erbringt, 
zum  Beispiel eine Wohnung ausbaut 
etcetera, kann natürlich vertraglich 
vereinbaren, dass er seine Aufwen-
dungen im Falle eines Auszuges er-
setzt erhält. 

Wer den Schwiegerkindern eine 
Wohnung überlässt, ist gut beraten, 
hierzu einen regulären Mietvertrag 
abzuschließen. Solche Regelungen 
sind kein Akt des Misstrauens, son-
dern schaffen nur Klarheit und hel-
fen, einen weiteren Streit im Tren-
nungsfall zu vermeiden. 

Auch Eheleute, die sich in Schei-
dung befinden, sollten mögliche An-
sprüche aus der Schwiegereltern-Be-
ziehung berücksichtigen, wenn sie z. 
B. eine Scheidungsvereinbarung tref-
fen. Ansonsten kann es möglicher-
weise ein böses Erwachen geben, 
wenn man sich zwar mit dem Ex-
Ehepartner geeinigt hat, dann aber 
von weitergehenden Ansprüchen  der 
Schwiegereltern überrascht wird.

Josef Deueringer
Rechtsanwalt, Fachanwalt für Agrarrecht

Augsburg

Rückforderung: Die 
Schwiegereltern können im 
Scheidungsfall geleistete 
Schenkungen zurückfordern.
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